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(Nr. 8.) Gesetzüber das Paßwesen Vom 12. Oktober 1867.

Wir Wilhelm, von GottesGnaden König von Preußen&c.

verordnen im Namen des NorddeutschenBundes, nach erfolgter Zustimmung
des Bundesrathes und des Reichstages, was folgt:

«§.1.

Bundesangehörigebedürfenzum Ausgange aus dem Bundesgebiete, zur
Rückkehrin dasselbe, sowie zum Aufenthalteund zu Reisen innerhalb desselben
keines Reisepapiers.

Doch sollen ihnen auf ihren Antrag Pässe oder sonstige Reisepapiere er-

theilt werden, wenn ihrer Befugnißzur Reise gesetzlicheHindernissenicht ent-.
gegenstehen.

g. 2.

Auch von Ausländern soll weder beim Eintritt , noch beim Austritt über-
die Grenze des Bundesgebietes,nochwährendihres Aufenthalts oder ihrer Reisen

«

innerhalb desselbenein Reisepapier gefordertwerden-.

Z. 3.

Bundesangehörigewie Ausländer bleiben jedochverpflichtet,sichauf amt-

liches Erfordern über ihre Person genügendauszuweisen.
«

g. 4.

·

Pässe oder sonstigeReisepapiere, sowie andere Legitimations-Urkunden,
welchevon der zuständigenBehördeeines Bundesstaatesausgestelltsind, haben,
wenn sie nicht eine ausdrücklicheBeschränkungin dieser Beziehung enthalten,«

Gültigkeitfür das ganze Bundesgebiet.
Bandes-Gesetzen1867. 7 Z. 5.

«

Ausgegebenzu Berlin den 31. Oktober 1867.

«

«
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Z. 5.

Eine Verpflichtungzur Vorlegung der ReisepapiereBehufs der Bisirung
.

findet nicht statt.
-

Z. 6.

Zur Ertheilun von Päfsen an Bundesangehörigezum Eintritt in das

Bundesgebiet sind beägh
1) die Bundesgesandtenund Bundeskonsuan
2) die Gesandten jedes Bundesstaates, jedochfür Angehörigeanderer Bun-

desstaaten nur insoweit, als die letzteren in ihrem Bezirke nicht ver-

treten sind; «

Z) so lange solche noch vorhanden sind (Art. 56. der Bundesverfassung),
die Konsuln jedes Bundesstaates, soweit ihnen-nach den in demselben
geltenden Bestimmungen dieseBefugnißzusteht.

Zur Ertheilung von Auslandspässenund sonstigenReisepapieren sind
diejenigenBehörden befugt, welche nach den in den einzelnen Bundesstaaten
geltendenBestimmungen dieseBefugnißhaben, oder welchendieselbevon Bun-

deswegen oder von den Regierungen der einzelnenBundesstaaten fernerhin bei-

gelegt wird.

Z 7

Zu Pässen und sonstigenReisepapierensind übereinstimmendeFormulare
einzuführenund zu benutzen.

§ 8

Für Pässe und sonstigeReisepapieredarf an Stempelabgabenund Aus-

fertitgungsgebührenzusammen nicht mehr als hochstens Ein Thaler erhoben
wer en.

Die Gesandten und Konsuln sind befugt, Pässe stempel- und kostenfrei
auszustellen. In welchenFällen dies außerdemstatthaft ist, bleibt der Bestim-
mung der einzelnenRegierungen vorbehalten.

Z; 9.

Wenn die Sicherheit des Bundes oder eines einzelnenBundesstaates,
oder die öffentlicheOrdnung durch Krieg, innere»Unruhenoder sonstigeEreig-
nisse bedroht erscheint, kann die Paßpflichtigkeitüberhauptoder für einen be-

stimmten Bezirk, oder zu Reisen aus und nach bestimmten Staaten des Aus-
landes, durch Anordnung des Bundesprasidiums vorübergehendeingeführt
werden«

’

Z. 10.

Das egenwärtigeGesetztritt mit dem 1. Januar 1868. in Wirksamkeit
Alle Borschriftemwelche·demselbenentgegenstehen,treten außerKraft.
Dies berührt jedoch nicht die Bestimmungen über Zwangspässeund
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Reiserouten, sowieüber die Kontroleneu anzieheuderPersonen und der Fremden
an ihrem Aufenthaltsorte.

Zu letzterem Zwecke dürfen indessenAufenthaltskartenweder eingeführt,
noch, wo sie bestehen,beibehaltenwerden«

Urkundlichunter UnsererHöchsteigenhändigenUnterschriftund beigedrucktem
Bundes -Jnsiegel.

Gegeben Baden-Baden, den 12. Oktober 1867.

(l«. s.) Wilhelm.

Gr. v. Bismarck-Schönhausen.

(Nr. 9.) Gesetz,betreffend die Nationalität- der Kauffahrteischiffeund ihre Befugniß zur

Führung der Bundesflagge. Vom 25. Oktober 1867.

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußenic.

verordnen im Namen des NorddeutschenBundes, nach erfolgterZustimmung des

Bundesrathes und des Reichstages, was folgt:

5. 1.

.

Die zum Erwerb durch die Seefahrt bestimmtenSchiffe (KTUffahrte-ischiffe)
der Bunde-Maaerhaben fortan als Nationalflaggeausschließlichdie Bundesflagge
zu fuhren (Artikel 54. und 55. der Bundesverfassung).

Z. 2.

Zur Führungder Bundesflagge sinddie Kauffahrteischiffenur dann be-

rechtigt, wenn sie in dem ausschließlichenEIgenStgumsolcherPersonen sichbefinden,
welchendas Bundesindigenat(Artikel 3. der undesverfassung)zusteht.

DiesenPersonen sind gleichzu achtendie im BundesgebieteerrichtetenAktien-

gesellschaftenund Kommanditgesellschaftenauf Aktien, in Preußenauch die nach
Maaßgabedes Gesetzesvom 27. März 1867. eingetragenenGenossenschaften,«so--
fern diese Gesellschaftenund Genossenschafteninnerhalb des Bundesgebietesihren
Sitz haben und bei den Kommanditgesellschaftenauf Aktienallen persönlichhaften-
den Mitgliedern das Bundesindigenatzusteht.

«

Z. 3.

Für die zur Führung der BundesflaggebefugtenKauffahrteis iffe sind in
den an der See belegenenBundesstaatenSchiffsregisterzu führen

ie Landes-

gesetzebestimmendie Behörden,welchedas Schiffsregisterzu- ührenhaben.
7ss



s. 4.

Das Schiffsregister ist öffentlich;die Einsicht desselbenist währendder

gewöhnlichenDienststunden einem Jeden gestattet.

Z. 5.

Ein Schiff kann nur in das SchiffsregisterdesjenigenHafens eingetragen
werden, von welchem aus die Seefahrt mit ihm betrieben werden soll (Heimaths-
hafen, Registerhafen).

6Z. .

Die Eintragung des Schiffes in das Schiffsregistermuß enthalten:

1) den Namen und die Gattung des Schiffes (ob Barke, Brigg u. s.w.),«
2) seine Größeund die nach der Größe berechneteTragfähigkeit,«
3) die Zeit und den Ort seiner Erbauung, oder, wenn es die Flagge eines

nicht zum NorddeutschenBunde gehörendenLandes geführt hat , den

Thatumstand, wodurch es das Recht, die Bundesflaggezu führen, er-

langt hat, und außerdem,wenn thunlich, die Zeit und den Ort der Er-

bauung,«
4) den Heimathshafem ,

5) denNamen und die nähereBezeichnungdes Rheders, oder, wenn eine

Rhederei besteht, den Namen und die nähereBezeichnungaller Mit-

rheder und die Größe der Schiffspart eines Jeden; ist eine
gandels-gesellschaftRheder oder Mitrheder,so sind die Firma und der rt, an

welchemdie Gesellschaftihren Sitz hat, und, wenn die Gesellschaftnicht
eine Aktiengesellschaftist, die Namen und die nähereBezeichnungaller
die Handelsgesellschaftbildenden Gesellschaftereinzutragembei der Kom-

manditgesellschaftauf Aktien genugt.statt der Eintragung aller Gesell-
schafterdie Eintragung aller personlichhaftenden Gesellschafter,«

6) den Rechtsgrund, auf welchem die Erwerbung des Eigenthums des

Schiffes oder der einzelnenSchiffsparten beruht-:
7) die Nationalität des Rheders oder der Mitrheder;
8) den Tag der Eintragung des Schiffes.

Ein jedesSchiff wird in das Schiffsregisterunter einer besonderenOrdnungs-
nummer eingetragen.

Z. 7.

Die Eintragung des Schiffes in das Schiffsregisterdarf erst geschehen,
nachdem das Recht desselben,die Bundesflagge u führen,und alle in dem Z. 6.
bezeichnetenThatsachen glaubhaft nachgewiesensind.

Z. 8.

Ueber die Eintragung des Schiffes in das Schiffsregisterwird von der
Re-
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Registerbehördeeine mit dem Inhalt der Eintragung übereinstimmendeUrkunde

(Certisikat)ausgefertigt.
·

«

-

Das Certifikatmuß außerdembezeugen,daß die nach Z. 7. erforderlichen
Nachweisungengeführtsind, sowie, daß das Schiff zur Führung der Bundes-

flagge befugt sei.
Z. 9.-

Durch das Certifikatwird das Recht des Schiffes, die Bundesflagge zu
führen, nach»ewiesen.

Zum O achweis diesesRechts ist insbesondere ein Seepaß nicht erforderlich.

Z. 10.

Das Recht, die Vundesflaggezu führen,darf weder vor der Eintragung
des Schiffes in das Schiffsregister, noch vor der Ausfertigung des Certisikats
ausgeübtwerden.

nZ. .

Treten in den Thatsachen, welche in demZ. 6. bezeichnetsind, nach der

EintragungVeränderun«en ein , so müssendieselbenin das Schiffsregisterein-

getragen und auf dem ertisikatevermerkt werden. «

Im Fall das Schiff untergeht oder das Recht, die Bundesflaggezu führen,
verliert, ist das Schiff in dem Schiffsregisterzu löschenund das ertheilte Cer-

tifikat zurückzuliefern,sofern nicht glaubhaftbescheinigtwird , daß es nicht zurück--
geliefertwerden könne.

12

«

» Die Thatsachen,welche gemäßZ. 11. eine Eintragung oder die Löschung
im Schiffsregister erforderlichmachen, sind von dem Rheder binnen sechsWochen
nach·Ablaufdes Tages, an welchem er von ihnen Kenntniß erlangt hat , der

Registerbehordezum Zweck der Verfolgung der Vorschriften des Z. 11. anzu-

zåigktrkckutndglaubhaft nachzuweisen, betreffendenFalls unter Zurücklieferungdes
er

’ "

a s.
s

Die Verpflichtungzu der Anzeigeund Nachweisungliegt ob:

l) wenn eine Rhederei besteht, allen Mitrhederm
2) wenn eineAktiengåesellschaftRheder oder Mitrheder ist, für dieselbeallen

Mitgliedern des orstandes;
3) wenn eine andere HandelsgesellschaftsRhederoder Mitrheder ist für die-

sele allen Persönlichhaftenden Gesellschaftear
,

4) wenn die Veränderungin einem Eigenthumswechselbesteht,wodurch das

Recht des Schiffes, die Vundesflagge zu führen,nicht berührtwird, dem
neuen Erwerber des Schiffes oder der Schiffspart.

s. 13.

Wenn ein Schiff, welchesgemäßder Bestimmungdes Z. 2. zur Führung
dexBundesflagge nicht berechtigtist, unter der Bundesflaggefährt, so hat der

Fuhrer des Schiffes Geldbußebis zu fünfhundertThalern oder
Gefängnißstrgfe. is
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bis
dzUsechs Monaten verwirkt,«auch kann auf Konfiskationdes Schiffes erkannt

wer en.-
«

Z. 14.
«

Wenn ein Schiff, welches gemäßZ. 10. sichder Führungder Bundes-
flagge enthalten muß, weil die Eintragungin das Schiffsregister oder die

Ausfertigung des Schiffscertifikatsnoch nicht erfolgtist , unter der Bundesflagge
fährt, so hat der Führer des Schiffes Geldbußebis zu EinhundertThalernoder
verhältnißmäßigeGefängiiißstrafeverwirkt, sofern er nicht nachweist, daß der

unbefugte Gebrauch der Bundesflagge ohne sein Verschuldengeschehensei.

Z. 15.

Die im Z. 14. an edrohteStrafe hat auch derjenigeverwirkt, welchereine

nach den Bestimmungen es Z. 12. ihm obliegendeVerpflichtungbinnen der sechs-
wöchentlichenFrist nicht erfüllt, sofern er nicht beweist, daß er ohne sein Ver-

schuldenaußer Stande gewesensei, dieselbezu erfüllen. Die Strafe tritt nicht
ein, wenn vor Ablauf der Frist die Verpflichtungvon einem Mitverpstichteten
erfülltist. Die Strafe wird gegen denjenigenverdoppelt, welcherdie Verpflichtung
auch binnen sechs Wochen nach Ablauf des»Tages, an welchemdas ihn verur-

theilendeErkenntnißrechtskräftiggewordenist, zu erfüllenversäumt.

Z. 16.

Wenn ein außerhalbdes Bundesgebietesbefindlichesfremdes Schiff durch
den Uebergang in das Eigenthum einer Person, welcher das Bundesindigenat
zusteht, das Recht, die Bundesflagge zu fuhren,erlangt, so können die Ein-

tragung in das Schiffsregisterund das «Certifikatdurch ein von dem Bundes-

konsul, in dessenBezirk das Schiff zur.8eit des Eigenthumsübergangessich
besindet, über den Erwerb des Rechts, dte Bundesflagge zu führen, ertheiltes
Attest, jedoch nur für die Dauer eines Jahres

» feitfdemTage der Ausstellung
des Attestes und über dieses Jahr hinaus nur fur die Dauer einer durch höhere
Gewalt verlängertenReise, ersetzt werden. So lange Landeskonsulatenoch be-

stehen, ist zur Ausstellun des Attestes auch,der Konsul des Bundesstaates be-
-

fugt, welchem der Erwer er angehört, und m Ermangelung eines solchenKon-

suls, sowie in Ermangelung eines Bundeskonfuls, der Konsul eines anderen

Bundesstaates (Art. 56. der Bundesverfassung).

Z.«17.
"

Den Landesgesetzenbleibt vorbehaltenzu bestimmen, daßundwelchekleinere

Fahrzeuge (Küstenfahreru. s. w.) zur Ausübungdes Rechts,die Bundesflagge
zu führen,auch ohne vorherigeEintragung m das Schiffsregisterund Ertheilung
des Certifikats befugt seien.

18
. Z. «

Die in Gemäßheitdes Z. 2. zur Führung der Bundesflagge berechtigten
Schiffe, welchein Folge der VorschriftArtikel 43»2.ff. des AllgemeinenDeutschen
Handelsgesetzbuchsin das Schiffsregistereines Bundesstaatesbereits eingetragen
und mit CertifikatenBehufs Führung der Landesflaggeversehensind, brauchen
zur Ausübungdes Rechts, die Bundesflagge zu führen, von Neuem in das

Schiffs-
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Schdiffsregisternicht eingetragenund mit neuen Certisikatennicht versehenzu
wer en.

—

.

-

Z. 19.

Die landesgesetzlichenBestimmungen über die Führung der bisherigen
Schiffsregisterfinden auch auf die nach diesemGesetzezu führendenSchiffsregister
Anwendung, soweit sie mit den Vorschriftendesselbensichvertragen, und unbe-

schadetihrer späterenAenderung auf landesgesetzlichemWege.

§. 20.
-

«

GegenwärtigesGesetztritt mit dem 1.»April1868. in Wirksamkeit
Für die Schiffe, welchegegenwärtigdie Meeklenburg-SchwerinscheLandes-

fla ge zu führenbefugt sind, treten die Vorschriftendes Z; 2. über die Erforder-
ni e der Nationalität erst am 1. April 1869. »inGeltung.

Urkundlichunter UnsererHöchsteigenhändigenUnterschriftund beigedrucktem
Bundes -Jnsiegel.

GegebenSchloßBabelsberg, den 25. Oktober 1867.

(l«. s.) Wilhelm.
Gr. v. BismarckzSchönhausen

(Nr. 10.) Verordnung, betreffend die BundesflaggeifürKauffahrteischiffe. Vom 25. Okto-
ber 1867.

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen&c.

. verordnen, auf Grund des Artikels 55. der Verfassungdes NorddeutschenBundes,
im Namen des Bundes, was folgt: ·

" Die BUPdesflagghwelchevon den Kauffahrteischiffender Bundesstaaten
fortan als Nationalflaggeausschließlichzu fuhren ist (§. 1. des Gesetzes, betref-
fend die Nationalität der Kauffahrteischiffeund ihre Befugniß zur Führung der

Bundesflagge, vom heutigen Tage), bildet ein länglichesRechtechbestehendaus
drei gleichbreiten horizontalenStreifen, von»welchender obere schwarz,der mittlere

weißund der untere roth ist. Das Verhaltnißder Höhe der Flagge zur Länge
ist wie zwei zu drei. Die Bundesflagge wird von den Schiffen am Heckoder
am hinteren Maste —- und zwar in der Re el an der Gaffel diesesMastes, in
Erman elung einer solchen aber am Topp o er im Want —-

geführt.
in besonderesAbzeichenin der Bundesflaggeoder einen Wimpel—zu

f"hren, ähnlichdemjenigender Kriegsmarinedes NorddeutschenBundes, ist den

Kauffahrteischiffennicht estattet.
» ,

·

«

Urkundlichunter J-nsererHöchsteigenhandigenUnterschriftund beigedrucktem
Bundes-Jnsiegel.

GegebenSchloßBabelsberg,den 25. Oktober 1867.

(I«. s.) Wilhelm»
Gr. v. Vismarck-Schönhausen.

’

(Nk. i1.)



(Nr. 11.)Bekanntmachung, betreffend die Ernennung von Bevollmächtigtenzum Bundes- .

rathe-des NorddeutschenBundes. Vom 4. September 1867.

n Verfolg der Bekanntmachungvom 9. v. M. (Bundes-GesetzblattS. 26.)
wird hierdurch ur öffentlichenKenntniß gebracht, daß auf Grund der Artikel 6.
und 7. der VerFassungsUrkundefür den NorddeutschenBund zu Bevollmächtigten«
zum Bundesrathe ernannt worden sind, und zwar:

von Seiner Majestät dem Könige von Preußen:
an Stelle des Generallieutenants von Rieben,

der Contre-Admiral Jachmann,«

von Seiner Königlichen Hoheit dem Großherzoge von Merk-

lenburg-Strelitz:
an Stelle des Staatsministers von Biilow,

der Kammerherr und Drost von Oertzen
Berlin, den 4. September 1867.

Der Kanzler des NorddeutschenBundes.

Gr. v. Bismarck-Schönhausen.

(Nr. 12.) Bekanntmachung, betreffenddie Ernennung eines Bevollmächtigtenzum Bundes-

rathe des Norddeutfchen Bundes. Vom 23. September 1867.

n Verfolg der Bekanntmachungvom 9. v. M. (Bundes-GesetzblattS« 26·)
wird hierdurch zur öffentlichenKenntnißgebracht, daß auf Grund der Artikel 6.
und 7. der Verfassungs-Urkundefür den NordeutschenBund -

von Seiner Hoheit dem Herzoge von Sachsen-Meiningen
und Hildburghausen

an Stelle des WirklichenGeheimenRaths Grafen von Beust,
der Staatsminister Freiherr v. Krosigk

zum Bevollmächtigtenzum Bundesrathe ernannt worden ist.
Berlin, den 23. September 1867.

Der Kanzler des NorddeutschenBundes.

Gr. v. Bismarck-Schönhaufen.
m- —-..——

Redigirt im Bükeau des Bundeskanzlers.

Berlin, gedrucktin der KöniglichenGeheimen ObersHofbuchdruckerei
(R. o. Decker).


